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Entscheidungsdatum
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Norm

BBG 840

BBG 841

BBG 845

B-VG Art133 Abs4

VWGVG §28 Abs3 Satz2

. BBG 840 heute

BBG 8§ 40 gultig ab 01.01.2003zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002

BBG § 40 guiltig von 01.07.1994 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
BBG 8§ 40 giltig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
BBG § 40 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993
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BBG § 41 heute

BBG 8§ 41 giltig ab 12.08.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014

BBG § 41 gultig von 01.09.2010 bis 11.08.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 81/2010
BBG 8§ 41 gultig von 01.01.2005 bis 31.08.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 136/2004
BBG § 41 gultig von 01.01.2003 bis 31.12.2004 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 150/2002
BBG § 41 gultig von 01.07.1994 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
BBG § 41 gultig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt gedandert durch BGBI. Nr. 26/1994
BBG 8§ 41 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993
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BBG § 45 heute

BBG 8§ 45 giiltig ab 12.08.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014

BBG § 45 giltig von 01.06.2014 bis 11.08.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2013
BBG § 45 guiltig von 01.01.2014 bis 31.05.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 71/2013
BBG § 45 guiltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
BBG § 45 giltig von 01.01.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 111/2010
BBG § 45 giltig von 01.01.2003 bis 31.12.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002
BBG § 45 giltig von 01.09.1999 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 177/1999
BBG § 45 gultig von 01.07.1994 bis 31.08.1999zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
BBG § 45 gultig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
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11. BBG § 45 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993
1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 gtiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 gliltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 guiltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

RN

. VWGVG § 28 heute
2. VwGVG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch

W218 2281215-1/6E
Beschluss

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Benedikta TAURER als Vorsitzende und die Richterin Mag.
Marion STEINER-KOPSCHAR sowie die fachkundige Laienrichterin Mag. Bettina PINTER als Beisitzerinnen Uber die
Beschwerde der XXXX , geboren am XXXX , gegen den Bescheid des Bundesamtes fir Soziales und Behindertenwesen,
Landesstelle Wien, vom 19.09.2023, betreffend Abweisung des Antrages auf Ausstellung eines Behindertenpasses
gemal’ 88 40, 41 und 8 45 Bundesbehindertengesetz (BBG), beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die
Richterin Mag. Benedikta TAURER als Vorsitzende und die Richterin Mag. Marion STEINER-KOPSCHAR sowie die
fachkundige Laienrichterin Mag. Bettina PINTER als Beisitzerinnen Uber die Beschwerde der romisch XXXX , geboren
am romisch XXXX , gegen den Bescheid des Bundesamtes fir Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle Wien, vom
19.09.2023, betreffend Abweisung des Antrages auf Ausstellung eines Behindertenpasses gemal3 Paragraphen 40,, 41
und Paragraph 45, Bundesbehindertengesetz (BBG), beschlossen:

A)

In Erledigung der Beschwerde wird der angefochtene Bescheid behoben und die Angelegenheit gemal3 8 28 Abs. 3 2.
Satz Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) idgF zur Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesamt fur
Soziales und Behindertenwesen zuruckverwiesen.In Erledigung der Beschwerde wird der angefochtene Bescheid
behoben und die Angelegenheit gemald Paragraph 28, Absatz 3, 2. Satz Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG)
idgF zur Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen zurlckverwiesen.

B)

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaf Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:
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1. Mit Bescheid vom 19.09.2023 stellte das Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen (Kurzbezeichnung:
Sozialministeriumservice; in der Folge belangte Behdrde genannt) fest, dass mit einem Grad der Behinderung von 20vH
die Voraussetzungen fur die Ausstellung eines Behindertenpasses nicht gegeben seien.

2. Gegen diesen Bescheid wurde von der Beschwerdefihrerin fristgerecht Beschwerde erhoben. Ohne Vorlage von
Beweismitteln wurde im Wesentlichen vorgebracht, dass ihr Grad der Behinderung auf Grund ihrer psychischen
Probleme nicht richtig eingestuft worden sei. Sie befinde sich seit 2011 im zeitlichen Ruhestand aufgrund eines
Burnout Syndroms und ihr Zustand habe sich nicht gebessert. Hinzu komme, dass weder ihr Reizdarmsyndrom noch
ihre Neurodermitis und Hyperhidrose eingestuft worden seien. Ferner habe sie einen Antrag auf rickwirkende

Feststellung des Grades der Behinderung gestellt und sei dartiber nicht abgesprochen worden.

3. Die gegenstandliche Beschwerde und die Bezug habenden Verwaltungsakten langten am 15.11.2023 beim

Bundesverwaltungsgericht ein.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1.  Feststellungen:

Die Beschwerdefuhrerin stellte am 03.04.2023 beim Sozialministeriumservice einen Antrag auf Ausstellung eines
Behindertenpasses.

Im Sachverstandigengutachten vom 11.07.2023 wurde festgestellt, dass sie an folgenden Funktionseinschrankungen,
die voraussichtlich ldanger als sechs Monate andauern werden, leidet:

1. rezidivierende Depressio bei Zustand nach Burnoutsyndrom, Pos.Nr.: 03.06.01, Grad der Behinderung 20%
2. Atrophia cutis congenita re. Halsbereich, Pos.Nr.: 01.01.01, Grad der Behinderung 10 %
Gesamtgrad der Behinderung 20 v. H.

Die belangte Behdrde holte ein Sachverstandigengutachten eines Arztes fir Allgemeinmedizin (mit Untersuchung) vom
11.07.2023 und eine gutachterliche Stellungnahme vom 19.09.2023 ein.

Trotz des komplexen Krankheitsbildes der Beschwerdefuhrerin wurden zur Beurteilung des vorliegenden Antrages
keine Facharzte hinzugezogen.

Uber den Antrag auf riickwirkende Feststellung des Grades der Behinderung wurde nicht abgesprochen.

Die belangte Behorde hat die notwendigen Ermittlungen des maf3geblichen Sachverhaltes unterlassen.

2. Beweiswirdigung:

Der Verfahrensgang und der entscheidungswesentliche Sachverhalt ergeben sich zweifelsfrei aus der Aktenlage.

Dass die belangte Behdrde die notwendigen Ermittlungen des mafigeblichen Sachverhaltes unterlassen hat und der
entscheidungswesentliche Sachverhalt somit nicht feststeht, ergibt sich aus dem diesbezlglich unbedenklichen und
unzweifelhaften Akteninhalt, demzufolge das Gutachten eines Arztes fur Allgemeinmedizin vom 11.07.2023 sowie
dessen gutachterliche Stellungnahme vom 19.09.2023 - vor dem Hintergrund des komplexen Krankheitsbildes der
Beschwerdefihrerin - zur Beurteilung des Antrags auf Ausstellung eines Behindertenpasses nicht geeignet waren. Ein
Teil der vorgelegten Befunde wurde nicht bertcksichtigt, auch nicht, nachdem die Beschwerdeflhrerin in ihrer
Stellungnahme darauf hingewiesen hat.

Die Beschwerdefihrerin befindet sich seit 2011 aufgrund ihrer psychischen Probleme im vorzeitigen Ruhestand und
haben sich ihre Symptome nicht gebessert, diesbeziglich wurden auch Befunde vorgelegt und erscheint daher die
vorgenommene Einschatzung weder schlissig noch nachvollziehbar, sie wurde auch nicht weiter begrindet.

Hinzu kommt, dass vorgebrachte Leiden trotz vorgelegter Befunde nicht bertcksichtigt wurden.

Weiters wurde Uber den Antrag auf riickwirkende Feststellung des Grades der Behinderung nicht abgesprochen. Uber
diesen Antrag ist, auch wenn kein Grad der Behinderung von 50% vorliegt, ein Bescheid zu erlassen oder zumindest zu

begriinden, warum kein Bescheid erlassen wurde.
3.  Rechtliche Beurteilung:

GemalR8& 45 Abs. 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
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Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen. Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.Gemal3
Paragraph 45, Absatz 3, BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen. Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.

Gemal? § 28 Abs. 3 2. Satz VwGVG kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben
und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Behdrde zurlickverweisen, sofern die Behdrde
notwendige Ermittlungen des Sachverhaltes unterlassen hat.GemaR Paragraph 28, Absatz 3, 2. Satz VWGVG kann das
Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines
neuen Bescheides an die Behorde zurlickverweisen, sofern die Behdrde notwendige Ermittlungen des Sachverhaltes
unterlassen hat.

Der Verwaltungsgerichtshof hat wiederholt hervorgehoben (vgl etwa das hg. Erkenntnis vom 10. September 2014, Ra
2014/08/0005), dass selbst Bescheide, die in der Begrindung dirftig sind, keine Zurlckverweisung der Sache
rechtfertigen, wenn brauchbare Ermittlungsergebnisse vorliegen, die im Zusammenhalt mit einer allenfalls
durchzufthrenden Verhandlung (8 24 VwWGVG) zu vervollstandigen sind.Der Verwaltungsgerichtshof hat wiederholt
hervorgehoben vergleiche etwa das hg. Erkenntnis vom 10. September 2014, Ra 2014/08/0005), dass selbst Bescheide,
die in der Begrindung durftig sind, keine Zurlckverweisung der Sache rechtfertigen, wenn brauchbare
Ermittlungsergebnisse vorliegen, die im Zusammenhalt mit einer allenfalls durchzufihrenden Verhandlung (Paragraph
24, VwWGVG) zu vervollstandigen sind.

Der Umstand, dass gegebenenfalls (punktuelle) ergdnzende Einvernahmen durchzufihren waren, rechtfertigt nicht die
Zurlckverweisung; vielmehr waren diese Einvernahmen, sollten sie wirklich erforderlich sein, vom Verwaltungsgericht -
zweckmaligerweise im Rahmen einer mindlichen Verhandlung - durchzufihren. (Ra 2015/08/0178 vom 27.01.2016)

In § 28 VWGVG ist ein prinzipieller Vorrang der meritorischen Entscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte normiert,
weswegen die in § 28 Abs 3 zweiter Satz leg cit vorgesehene Moglichkeit der Kassation eines verwaltungsbehdérdlichen
Bescheides streng auf ihren gesetzlich zugewiesenen Raum zu beschranken ist (Hinweis E vom 17. Dezember 2014, Ro
2014/03/0066, mwN). Von der Mdglichkeit der Zurtckverweisung kann nur bei krassen bzw besonders gravierenden
Ermittlungslicken Gebrauch gemacht werden (Hinweis E vom 27. Janner 2015, Ra 2014/22/0087, mwN). Eine
Zurlckverweisung der Sache an die Verwaltungsbehdrde zur Durchfihrung notwendiger Ermittlungen kommt daher
nur dann in Betracht, wenn die Verwaltungsbehoérde jegliche erforderliche Ermittlungstatigkeit unterlassen hat, wenn
sie zur Ermittlung des maRgebenden Sachverhalts (vgl § 37 AVG) lediglich vdllig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt
oder blof3 ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die
Verwaltungsbehorde (etwa schwierige) Ermittlungen unterliel3, damit diese dann durch das Verwaltungsgericht
vorgenommen werden (Hinweis E vom 12. November 2014, Ra 2014/20/0029, mwN). (Ra 2015/01/0123 vom
06.07.2016) ‘In Paragraph 28, VWGVG ist ein prinzipieller Vorrang der meritorischen Entscheidungspflicht der
Verwaltungsgerichte normiert, weswegen die in Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz leg cit vorgesehene Mdoglichkeit
der Kassation eines verwaltungsbehdrdlichen Bescheides streng auf ihren gesetzlich zugewiesenen Raum zu
beschranken ist (Hinweis E vom 17. Dezember 2014, Ro 2014/03/0066, mwN). Von der Mdglichkeit der
Zurlckverweisung kann nur bei krassen bzw besonders gravierenden Ermittlungsliicken Gebrauch gemacht werden
(Hinweis E vom 27. Janner 2015, Ra 2014/22/0087, mwN). Eine Zurlckverweisung der Sache an die
Verwaltungsbehorde zur Durchfihrung notwendiger Ermittlungen kommt daher nur dann in Betracht, wenn die
Verwaltungsbehorde jegliche erforderliche Ermittlungstatigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des
maflgebenden Sachverhalts vergleiche Paragraph 37, AVG) lediglich vollig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder
blo} ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die
Verwaltungsbehorde (etwa schwierige) Ermittlungen unterliel3, damit diese dann durch das Verwaltungsgericht
vorgenommen werden (Hinweis E vom 12. November 2014, Ra 2014/20/0029, mwN). (Ra 2015/01/0123 vom
06.07.2016) "

Der Verwaltungsgerichtshof hat sich in seinem Erkenntnis vom 26.06.2014, Ro 2014/03/0063, mit der
Sachentscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte auseinandergesetzt und Folgendes klargestellt:

Eine Zuruckverweisung der Sache an die Verwaltungsbehdrde zur Durchfihrung notwendiger Ermittlungen wird daher
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insbesondere dann in Betracht kommen, wenn die Verwaltungsbehérde jegliche erforderliche Ermittlungstatigkeit
unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des maf3gebenden Sachverhalts (vgl. 8 37 AVG) lediglich vollig ungeeignete
Ermittlungsschritte gesetzt oder blof3 ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen
lassen, dass die Verwaltungsbehorde (etwa schwierige) Ermittlungen unterlie3, damit diese dann durch das
Verwaltungsgericht vorgenommen werden (etwa im Sinn einer "Delegierung" der Entscheidung an das
Verwaltungsgericht, vgl. Holoubek, Kognitionsbefugnis, Beschwerdelegitimation und Beschwerdegegenstand, in:
Holoubek/Lang (Hrsg), Die Verwaltungsgerichtsbarkeit, erster Instanz, 2013, Seite 127, Seite 137; siehe schon Merli, Die
Kognitionsbefugnis der Verwaltungsgerichte erster Instanz, in Holoubek/Lang (Hrsg), Die Schaffung einer
Verwaltungsgerichtsbarkeit erster Instanz, 2008, Seite 65, Seite 73 f).Eine Zurlckverweisung der Sache an die
Verwaltungsbehorde zur Durchfihrung notwendiger Ermittlungen wird daher insbesondere dann in Betracht kommen,
wenn die Verwaltungsbehorde jegliche erforderliche Ermittlungstatigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des
maflgebenden Sachverhalts vergleiche Paragraph 37, AVG) lediglich vollig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder
blo} ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die
Verwaltungsbehorde (etwa schwierige) Ermittlungen unterliel3, damit diese dann durch das Verwaltungsgericht
vorgenommen werden (etwa im Sinn einer "Delegierung" der Entscheidung an das Verwaltungsgericht, vergleiche
Holoubek, Kognitionsbefugnis, Beschwerdelegitimation und Beschwerdegegenstand, in: Holoubek/Lang (Hrsg), Die
Verwaltungsgerichtsbarkeit, erster Instanz, 2013, Seite 127, Seite 137; siehe schon Merli, Die Kognitionsbefugnis der
Verwaltungsgerichte erster Instanz, in Holoubek/Lang (Hrsg), Die Schaffung einer Verwaltungsgerichtsbarkeit erster
Instanz, 2008, Seite 65, Seite 73 f).

Das verwaltungsbehordliche Verfahren erweist sich in Bezug auf den zu ermittelnden Sachverhalt aus folgenden
Grinden als grob mangelhaft:

Unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Auswirkung einer nicht nur voribergehenden kérperlichen,
geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die
geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur voriibergehend gilt ein Zeitraum
von mehr als voraussichtlich sechs Monaten. (8 1 Abs. 2 BBG)Unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist
die Auswirkung einer nicht nur vortbergehenden kdrperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung
oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
zu erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten. (Paragraph
eins, Absatz 2, BBG)

Die Grundlage fur die Einschatzung des Grades der Behinderung bildet die Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen im kdrperlichen, geistigen, psychischen Bereich oder in der Sinneswahrnehmung in Form
eines arztlichen Sachverstandigengutachtens. (8 4 Abs. 1 Einschatzungsverordnung BGBI. Il Nr. 261/2010
auszugsweise)Die Grundlage fur die Einschatzung des Grades der Behinderung bildet die Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen im kdrperlichen, geistigen, psychischen Bereich oder in der Sinneswahrnehmung in Form
eines arztlichen Sachverstandigengutachtens. (Paragraph 4, Absatz eins, Einschatzungsverordnung Bundesgesetzblatt
Teil 2, Nr. 261 aus 2010, auszugsweise)

Das Gutachten hat neben den persdnlichen Daten die Anamnese, den Untersuchungsbefund, die Diagnosen, die
Einschatzung des Grades der Behinderung, eine Begrindung fir die Einschatzung des Grades der Behinderung
innerhalb eines Rahmensatzes sowie die Erstellung des Gesamtgrades der Behinderung und dessen Begrindung zu
enthalten. (8 4 Abs. 2 Einschatzungsverordnung BGBI. II Nr. 261/2010)Das Gutachten hat neben den persdnlichen
Daten die Anamnese, den Untersuchungsbefund, die Diagnosen, die Einschatzung des Grades der Behinderung, eine
Begrundung fur die Einschatzung des Grades der Behinderung innerhalb eines Rahmensatzes sowie die Erstellung des
Gesamtgrades der Behinderung und dessen Begrindung zu enthalten. (Paragraph 4, Absatz 2,
Einschatzungsverordnung Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 261 aus 2010,)

Behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der Behinderung oder
einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% ist auf Antrag vom Bundesamt fUr Soziales und
Behindertenwesen (8 45) ein Behindertenpald auszustellen, wennBehinderten Menschen mit Wohnsitz oder
gewohnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von
mindestens 50% ist auf Antrag vom Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen (Paragraph 45,) ein
Behindertenpal auszustellen, wenn
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1. ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfahigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch
Bescheid oder Urteil festgestellt ist oder

2. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invaliditat, Berufsunfahigkeit, Dienstunfahigkeit oder dauernder
Erwerbsunfahigkeit Geldleistungen beziehen oder

3. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder eine gleichartige
Leistung erhalten oder

4. fir sie erhdhte Familienbeihilfe bezogen wird oder sie selbst erhéhte Familienbeihilfe beziehen oder

5. sie dem Personenkreis der begunstigten Behinderten im Sinne des Behinderten-einstellungsgesetzes,BGBI. Nr.
22/1970, angehoren.5. sie dem Personenkreis der begunstigten Behinderten im Sinne des Behinderten-
einstellungsgesetzes, Bundesgesetzblatt Nr. 22 aus 1970,, angehdren.

(8 40 Abs. 1 BBG)(Paragraph 40, Absatz eins, BBG)

Als Nachweis flr das Vorliegen der im § 40 genannten Voraussetzungen gilt der letzte rechtskraftige Bescheid eines
Rehabilitationstragers (8 3), ein rechtskraftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz, BGBI.
Nr. 104/1985, ein rechtskraftiges Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes oder die Mitteilung Gber die Gewahrung
der erhéhten Familienbeihilfe gemal3 8 8 Abs. 5 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBI. Nr. 376.Als Nachweis
fur das Vorliegen der im Paragraph 40, genannten Voraussetzungen gilt der letzte rechtskraftige Bescheid eines
Rehabilitationstragers (Paragraph 3,), ein rechtskraftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits- und
Sozialgerichtsgesetz, Bundesgesetzblatt Nr. 104 aus 1985, ein rechtskraftiges Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes oder die Mitteilung Uber die Gewdhrung der erhéhten Familienbeihilfe gemal3 Paragraph

8, Absatz 5, des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, Bundesgesetzblatt Nr. 376.

Das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung (BGBI. Il Nr. 261/2010) unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen einzuschéatzen,
wennDas Bundesamt fUr Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 261 aus 2010,) unter Mitwirkung von darztlichen

Sachverstandigen einzuschatzen, wenn

1. nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und die hieflr

mallgebenden Vorschriften keine Einschatzung vorsehen oder

2. zwei oder mehr Einschatzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine Gesamteinschatzung

vorgenommen wurde oder
3. ein Fall des § 40 Abs. 2 vorliegt3. ein Fall des Paragraph 40, Absatz 2, vorliegt.
(8 41 Abs. 1 BBG)(Paragraph 41, Absatz eins, BBG)

Mal3gebend fur die Entscheidung Uber den Antrag der Beschwerdeflhrerin auf Ausstellung eines Behindertenpasses
ist die Feststellung der Art und des Ausmalles der vorliegenden Gesundheitsschadigungen sowie in der Folge die

Beurteilung des Gesamtgrades der Behinderung.
Dazu hat die belangte Behérde im angefochtenen Verfahren nur ansatzweise Ermittlungen gefuhrt.

Der belangten Behorde war bereits bei Antragstellung durch Vorlage von medizinischen Beweismitteln bekannt, dass

die Beschwerdefuhrerin an Erkrankungen des internistischen und neurologisch/psychiatrischen Formenkreises leidet.

Zwar hat die belangte Behérde zur Uberprifung des Gesundheitszustandes der Beschwerdefiihrerin ein
allgemeinmedizinisches Sachverstandigengutachten eingeholt, jedoch ist dieses nicht ausreichend, um eine
vollstandige und ausreichend qualifizierte Prifung des Gesundheitszustandes der Beschwerdefuhrerin zu
gewahrleisten. Dies vor allem vor dem Hintergrund, dass die Beschwerdeflhrerin an den oben festgestellten
Gesundheitsschadigungen leidet und in der Beschwerde nochmals ihren Leidenszustand

- auch unter Vorlage medizinischer Schreiben im Zuge der Antragstellung vom 03.04.2023, einer Befundnachreichung

vom 30.06.2023 bzw. der Abgabe einer Stellungnahme vom 14.08.2023 - bekraftigte. Insbesondere brachte sie vor,
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aufgrund ihrer psychischen Beschwerden nicht nur in den vorzeitigen Ruhestand versetzt worden zu sein, sondern
noch immer sehr eingeschrankt in ihrem sozialen Leben zu sein. Ferner leide sie unter einem Reizdarmsyndrom und
Neurodermitis.

Im vorliegenden Sachverstandigenbeweis ist nicht nachvollziehbar dargestellt, weshalb die Einstufung des Leidens 1
lediglich mit 20% erfolgte.

Die belangte Behérde hat zur Uberpriifung des Gesundheitszustandes der Beschwerdefiihrerin zusammengefasst
lediglich Sachverstandigenbeweise durch einen Arzt fir Allgemeinmedizin eingeholt. Zwar besteht kein Anspruch auf
die Zuziehung von Sachverstandigen eines bestimmten medizinischen Teilgebietes, jedoch ist im vorliegenden Fall der
von der belangten Behoérde zugrunde gelegte Sachverstandigenbeweis zur Beurteilung des bei der
BeschwerdefUhrerin vorliegenden komplexen Gesundheitszustandes nicht geeignet. Aufgrund der vorliegenden
medizinischen Unterlagen liegen konkrete Anhaltspunkte vor, dass die Einholung eines Gutachtens der Fachrichtungen
Neurologie und Psychiatrie sowie Innere Medizin unbedingt erforderlich ist, um eine vollstandige und ausreichend
qualifizierte Prifung des Gesundheitszustandes der Beschwerdeflihrerin zu gewahrleisten. Die alleinige Heranziehung
allgemeinmedizinischer Sachverstandigengutachten durch die belangte Behorde ist im vorliegenden Verfahren somit
offensichtlich sachwidrig erfolgt.

Die erforderliche Uberpriifung im Rahmen der freien Beweiswiirdigung ist auf dieser Grundlage nicht méglich. Im
fortgesetzten Verfahren wird die belangte Behdérde sohin unter Einbeziehung des Beschwerdevorbringens eine
neuerliche personliche Untersuchung der Beschwerdefiihrerin durch einen Facharzt bzw. eine Facharztin fir
Neurologie/Psychiatrie und Innere Medizin und die Erstellung eines Gesamtgutachten zu veranlassen sowie die
Ergebnisse und alle vorgelegten medizinischen Beweismittel bei der Entscheidungsfindung zu bericksichtigen haben.

Von den vollstdndigen Ergebnissen des weiteren Ermittlungsverfahrens wird die Beschwerdefihrerin mit der
Méglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme in Wahrung des Parteiengehdrs in Kenntnis zu setzen sein.

Eine Nachholung des durchzufiihrenden Ermittlungsverfahrens durch das Bundesverwaltungsgericht kann - im Lichte
der oben zitierten Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu &8 28 VWGVG - nicht im Sinne des Gesetzes liegenEine
Nachholung des durchzufihrenden Ermittlungsverfahrens durch das Bundesverwaltungsgericht kann - im Lichte der
oben zitierten Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu Paragraph 28, VWGVG - nicht im Sinne des Gesetzes liegen.

Die unmittelbare weitere Beweisaufnahme durch das Bundesverwaltungsgericht lage angesichts des gegenstandlichen
gravierend mangelhaft gefUhrten verwaltungsbehoérdlichen Ermittlungsverfahrens nicht im Interesse der Raschheit
und ware auch nicht mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden. Zu berucksichtigen ist auch der mit dem
verwaltungsgerichtlichen Mehrparteienverfahren verbundene erhéhte Aufwand.

Im Ubrigen scheint die Zuriickverweisung der Rechtssache an die belangte Behérde auch vor dem Hintergrund der seit
01.07.2015 geltenden Neuerungsbeschréankung in Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht gemaRl §
46 BBG zweckmaéRig.Im Ubrigen scheint die Zuriickverweisung der Rechtssache an die belangte Behérde auch vor dem
Hintergrund der seit 01.07.2015 geltenden Neuerungsbeschrankung in Beschwerdeverfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht gemal Paragraph 46, BBG zweckmaRig.

Die Voraussetzungen des§ 28 Abs. 2 VwGVG sind somit im gegenstandlichen Beschwerdefall nicht gegeben. Da der
mafgebliche Sachverhalt im Fall der Beschwerdefiihrerin noch nicht feststeht und vom Bundesverwaltungsgericht
auch nicht rascher und kostenglinstiger festgestellt werden kann, war in Gesamtbeurteilung der dargestellten
Erwagungen der angefochtene Bescheid gemald § 28 Abs. 3 2. Satz VWGVG zu beheben und die Angelegenheit zur
Erlassung eines neuen Bescheides an die belangte Behorde zuriickzuverweisen.Die Voraussetzungen des Paragraph
28, Absatz 2, VWGVG sind somit im gegenstandlichen Beschwerdefall nicht gegeben. Da der maf3gebliche Sachverhalt
im Fall der Beschwerdefliihrerin noch nicht feststeht und vom Bundesverwaltungsgericht auch nicht rascher und
kostengtinstiger festgestellt werden kann, war in Gesamtbeurteilung der dargestellten Erwagungen der angefochtene
Bescheid gemaR Paragraph 28, Absatz 3, 2. Satz VwGVG zu beheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen
Bescheides an die belangte Behorde zurlickzuverweisen.

Der Verwaltungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis vom 11. November 2015, Ra 2014/11/0109, ausgefuhrt, dass ein
rechtliches Interesse eines behinderten Menschen an einer riickwirkenden Feststellung des Grades der Behinderung
besteht, wenn dies iSd. 8 42 Abs. 1 zweiter Satz BBG zum Nachweis von ,Rechten und Verglnstigungen” erforderlich
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ist. Eine solche Feststellung kann namlich als Nachweis fur die erfolgreiche Geltendmachung von auBergewodhnlichen
Belastungen im Sinne des§& 34 EStG 1988, zu welchen auch behinderungsbedingte Mehraufwendungen zahlen,
erforderlich sein. Daher wird die belangte Behorde im fortgesetzten Verfahren auch tUber den Antrag auf riickwirkende
Feststellung des Grades der Behinderung absprechen. Der Verwaltungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis vom 11.
November 2015, Ra 2014/11/0109, ausgeflhrt, dass ein rechtliches Interesse eines behinderten Menschen an einer
rackwirkenden Feststellung des Grades der Behinderung besteht, wenn dies iSd. Paragraph 42, Absatz eins, zweiter
Satz BBG zum Nachweis von ,Rechten und Vergunstigungen” erforderlich ist. Eine solche Feststellung kann namlich als
Nachweis fur die erfolgreiche Geltendmachung von auBergewéhnlichen Belastungen im Sinne des Paragraph 34, EStG
1988, zu welchen auch behinderungsbedingte Mehraufwendungen zahlen, erforderlich sein. Daher wird die belangte
Behorde im fortgesetzten Verfahren auch Gber den Antrag auf riickwirkende Feststellung des Grades der Behinderung
absprechen.

2. Zum Entfall einer mindlichen Verhandlung:

Gemald § 24 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VWGVG, BGBI. | Nr. 33/2013 idgF hat das Verwaltungsgericht
auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine o6ffentliche mindliche Verhandlung
durchzufuhren. In diesem Sinne ist eine Verhandlung als erforderlich anzusehen, wenn es nach Art. 6 EMRK bzw. Art.
47 Abs. 2 GRC geboten ist, wobei gemaR Rechtsprechung des VfGH der Umfang der Garantien und des Schutzes der
Bestimmungen ident sind.GemdR Paragraph 24, Absatz eins, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013, idgF hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur
erforderlich halt, von Amts wegen eine 6ffentliche mundliche Verhandlung durchzufiihren. In diesem Sinne ist eine
Verhandlung als erforderlich anzusehen, wenn es nach Artikel 6, EMRK bzw. Artikel 47, Absatz 2, GRC geboten ist,
wobei gemaR Rechtsprechung des VfGH der Umfang der Garantien und des Schutzes der Bestimmungen ident sind.

Im Erkenntnis vom 18.01.2005, GZ.2002/05/1519, nimmt auch der Verwaltungsgerichtshof auf die diesbezigliche
Rechtsprechung des EGMR (Hinweis Hofbauer v. Osterreich, EGMR 2.9.2004) Bezug, wonach ein miindliches Verfahren
verzichtbar erscheint, wenn ein Sachverhalt in erster Linie durch seine technische Natur gekennzeichnet ist. Dartber
hinaus erkennt er bei Vorliegen eines ausreichend geklarten Sachverhalts das Bedurfnis der nationalen Behdrden nach
zweckmaliger und wirtschaftlicher Vorgangsweise an, welches das Absehen von einer mindlichen Verhandlung
gestatte (vgl. VWGH vom 4.3.2008, 2005/05/0304).Im Erkenntnis vom 18.01.2005, GZ.2002/05/1519, nimmt auch der
Verwaltungsgerichtshof auf die diesbeziigliche Rechtsprechung des EGMR (Hinweis Hofbauer v. Osterreich, EGMR
2.9.2004) Bezug, wonach ein mundliches Verfahren verzichtbar erscheint, wenn ein Sachverhalt in erster Linie durch
seine technische Natur gekennzeichnet ist. Dartber hinaus erkennt er bei Vorliegen eines ausreichend geklarten
Sachverhalts das Bedurfnis der nationalen Behorden nach zweckmaRiger und wirtschaftlicher Vorgangsweise an,
welches das Absehen von einer mindlichen Verhandlung gestatte vergleiche VwGH vom 4.3.2008, 2005/05/0304).

Im Hinblick auf obige Uberlegungen sah der erkennende Senat daher unter Beachtung der Wahrung der
Verfahrensékonomie und -effizienz von einer muindlichen Verhandlung ab, zumal auch eine weitere Klarung der
Rechtssache hierdurch nicht erwartbar war.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

Gemald § 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG) hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch
ist kurz zu begriinden.GemaR Paragraph 25 a, Absatz eins, des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwWGG) hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel
133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemall Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor. Vielmehr hangt die
Entscheidung von Tatsachenfragen ab. Maligebend sind die Art des Leidens und das festgestellte Ausmald der
Funktionsbeeintrachtigungen.Die Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung
nicht von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die
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gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an
einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als
uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden
Rechtsfrage vor. Vielmehr hangt die Entscheidung von Tatsachenfragen ab. Mal3gebend sind die Art des Leidens und
das festgestellte Ausmal3 der Funktionsbeeintrachtigungen.
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